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[3:] 

Vorwort 

Nachdem Scheidemann sein Amt als Präsident des Reichsministeriums Ende Juni 1919 niedergelegt 

hat, weil er Gegner der Unterzeichnung des Friedensvertrags war, hat er zwei Reden gehalten, die 

großes Aufsehen gemacht haben. 

In der ersten Rede, gehalten in einer großen Volksversammlung zu Kassel am 11. September, legte 

Scheidemann dar, warum er wieder als einfacher Mitkämpfer in Reih und Glied seiner Genossen 

getreten ist, schilderte die reaktionären Gefahren und forderte die Arbeiterschaft zur Einigkeit auf. 

In der zweiten Rede, in der Nationalversammlung zu Berlin am 7. Oktober gehalten, machte er die 

Regierung erneut auf die Gefahren von rechts aufmerksam und rief der Arbeiterschaft mahnend zu: 

Einigt euch! 

Da die Reden lebhaft besprochen wurden auf Grund zumeist nur sehr lückenhafter Zeitungsberichte, 

glaubte der Verlag den von Scheidemann propagierten Einheitsgedanken am besten fördern zu kön-

nen, wenn er die beiden Reden im vollen Wortlaut herausgibt. 

Berlin, Mitte Oktober 1919. 

Verlag für Sozialwissenschaft. 
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[5:] 

Die Casseler Rede 
11. September 1919. 

In wenigen Wochen wird sich ein Jahr vollenden, seit die Sozialdemokratie in die Regierung einge-

treten ist. Man hatte uns erst in einer Stunde der Verzweiflung an das Sterbebett des alten Deutschland 

geholt, nachdem man vier Jahre lang beharrlich unseren Rat mißachtet hatte. Die Revolution des 

November hatte uns eine führende Stellung verliehen, in der uns beide Rätekongresse bestätigten. 

Die Wahlen des Januar haben uns dann zwar nicht die Mehrheit gegeben, aber doch ein Ergebnis 

gebracht, das aller Welt zeigte, daß es ohne die Sozialdemokratie nicht geht. Die Erfahrungen der 

folgenden Zeit haben diese Lehre nur bestätigt. Bedenkt man, daß wird die Macht nur unter dem 

Zwang der Umstände übernommen haben, so kann man nicht verkennen, daß die gegenwärtige Stel-

lung der Sozialdemokratie das Ergebnis nicht von Zufälligkeiten und taktischen Schachzügen, son-

dern das Resultat einer entwicklungsgeschichtlichen Notwendigkeit selbst ist. 

Sie haben gesehen, dass die Demokraten aus der Regierung ausgeschieden sind, und daß sich eine 

nur aus Sozialdemokraten und Zentrumsleuten bestehende Regierung gebildet hat. Sie können sich 

ebenso gut eine Regierung denken, die nur aus Sozialdemokraten und Demokraten besteht und in der 

das Zentrum fehlt. Eine Regierung aber, in der die Sozialdemokratie fehlt, können sich heute nur die 

rücksichtslosesten Katastrophenpolitiker denken, und tatsächlich würde die Bildung einer solchen 

Regierung – komme sie von rechts oder links – eine neue 

Katastrophe für unser unglückliches Land bedeuten. 

Eine Regierung von rechts bedeutet die Monarchie, eine Regierung von links bedeutet die sogenannte 

Rätediktatur. Beide sind ohne schwerste innere Kämpfe nicht denkbar, beide würden Experimente 

darstellen, die mit dem Zusammenbruche ändern müßten, beide bedeuten die Gefahr schwerster äu-

ßerer Konflikte. Ich verlange von den Monarchisten nicht, daß sie mit einem Male aufgeben, Was 

denk Gefühlsinhalt ihres Lebens bildet, und bin, so lange ich an leitender Stelle stand, ein ebenso 

entschiedener Gegner jedes Gesinnungszwanges gewesen, wie ich es jetzt bin. Ich verlange aber von 

diesen Herren, daß sie sich nicht in Gegensatz stellen zu den lebendigen Interessen ihres Volkes, und 

daß sie nicht neue Krisen heraufbeschwören, die unser an Leib und Seele erschüttertes Volk nicht 

mehr verträgt. In Frankreich [6:] ist der Versuch zweimal gemacht worden, und zweimal wurde die 

Monarchie wieder gestürzt, teils durch Krieg, teils durch innere Krisen. Sehen sie sich um in der Welt: 

es gibt einige Staaten, in denen sich Reste einer Scheinmonarchie bewahrt haben, aber die republika-

nische Staatsform ist überall im Vordringen, sie beherrscht den ganzen amerikanischen Kontinent, 

den größten Teil von Europa und Asien. 

Von den Pyrenäen bis zum Stillen Ozean steht kein Thron mehr! 

Könige gibt es nur noch im Lager der Sieger und in Ländern, die in diesem Krieg neutral geblieben 

sind. Das kleine Bulgarien bildet die einzige Ausnahme. Und so erleben wir jetzt das sonderbare Bild, 

daß nach einem Kriege, der von der Entente im Namen der Demokratie geführt wurde, die monarchi-

sche Gefahr von der Ententeseite kommt. Ich wünsche den Sozialisten der Weststaaten von ganzem 

Herzen die Macht, zu verhindern, daß – nach dem fehlgeschlagenen Versuch in Ungarn – in Rußland 

mit der Wiederaufrichtung der Monarchie der Anfang gemacht wird! Die Gefahr ist groß und ernst! 

Aber, was immer in Rußland kommen mag – wo der bolschewistische Wahnwitz so trefflich den 

Boden für jede Reaktion bereitet hat – das wollen wir uns geloben, 

daß Deutschland eine Republik bleiben soll! 

In diesem Punkte wenigstens ist sich die ganze Arbeiterschaft und mit ihr auch ein großer Teil des 

Bürgertums einig, und ich hege ein viel zu festes Vertrauen in den entschiedenen Willen des Volkes, 

als daß ich für Deutschland den Erfolg einer monarchischen Gegenrevolution fürchten könnte! 

Jene aber, die vielleicht dennoch daran denken, mit diesem Feuer zu spielen, mögen gewarnt sein! 

Die Novemberrevolution ist mit den Trägern und Vertretern des alten Regimes so großmütig verfah-
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ren, wie nie eine Revolution zuvor. Man hüte sich, diesen Großmut noch einmal auf die Probe zu 

stellen. Hier auf besonders geäußerte Wünsche ein Wort über die irreführende Mitteilung der Presse, 

das dem früheren Kaiser Wilhelm auf Grund von Vereinbarungen über die Verrechnung seines pri-

vaten Besitzes bzw. als Abfindung die Summe von 170 Millionen Mark ausgezahlt werden solle. Der 

Finanzminister Südekum hat öffentlich die Richtigkeit der Mitteilung bestritten. Die Mitteilung muß 

auch falsch sein! Es wäre selbstverständlich unerhört, wenn eine Regierung sich bereitfände, dem 

Manne eine solche Riesensumme auszuzahlen, in dem Millionen und Abermillionen einen der Haupt-

schuldigen an dem Kriege und dem daraus hervorgegangenen Elend sehen! Es wäre unmöglich, daß 

eine Regierung sich auch nur noch einen Tag halten könnte, die diesem erledigten Monarchen 170 

Millionen auszahlte, während dem Volke die furchtbarsten Lasten aufgebürdet werden, um den Frie-

densvertrag erfüllen zu können. Es handelt sich also offenbar um einen erlogenen Bericht.* 

Die Deutschnationale Partei hat sich auf ihrem letzten Parteitag offen zu monarchistischen Staatsform 

bekannt. Wenn das nur eine Art von religiösem Glaubensbekenntnis sein soll –: Gedanken sind zoll-

frei! [7:] Aber eine politische Partei, die sich ernstlich die Wiederaufrichtung der Monarchie zum Ziel 

setzt, bekundet damit, daß sie die bestehende Verfassung und die bestehenden Gesetze nicht zu res-

pektieren gewillt ist, sondern auf die nächste Gelegenheit lauert, sich mit Gewalt über sie hinwegzu-

setzen! Kein Staat kann darauf verzichten, den Rechtsbruch zu ahnden, die Regierung aber, die be-

günstigen wollte, würde sich an ihm mitschuldig machen. Das war mir zurzeit, als ich die Geschäfte 

des Reiches leitete, genau so bewußt, wie ist der gegenwärtigen Regierung bewußt ist, und ich werde 

nie versäumen – soweit mein Einfluß als Parteimitglied, als Genosse in Reih und Glied reicht –, die 

Regierung auf die Wichtigkeit dieser Aufgabe aufmerksam zu machen. 

Dem Oberst Reinhard 

ist offen der Vorwurf gemacht wurden, daß er die Monarchie vorbereitet, daß er gesagt haben soll: 

Erzberger sei ein Lump! Die Regierung sei Gesindel! Oberst Reinhard – der vielfach leider mit den 

loyalen Kriegsminister Oberst Reinhardt verwechselt wird – hat darauf in einem Briefe an den „Vor-

wärts“ geantwortet, man müsse einem Feld- und Frontsoldaten ein derbes Wort zugute halten. Das 

heißt mit anderen Worten: ich gebe zu, die Regierung als Gesindel, Erzberger als Lumpen bezeichnet 

zu haben. Er sagte weiter: Im Augenblick habe er nur für Ordnung zu sorgen; im Augenblick sei an 

die Wiedererrichtung der Monarchie nicht zu denken! Summa summarum: der Heerführer in Berlin, 

der die militärische Macht der Regierung repräsentiert, bekämpft die Regierung in wüstester Weise 

und gibt ziemlich unverblümt zu, daß er für die Monarchie eintreten wird, sobald er dazu die erfor-

derliche „Ordnung“ hergestellt hat. Das ist ein unmöglicher Zustand! Daß Oberst Reinhard bis zum 

heutigen Tage sein Kommando führt, ist eine Tatsache, die blitzartig eine Situation beleuchtet, die 

unerträglich ist. In der Verurteilung des Obersten Reinhard ist die Regierung selbstverständlich voll-

kommen einig, daran darf nicht gezweifelt werden! Es drängt sich aber die Frage auf – und hundert-

fach ist sie mir in diesen Tagen gestellt worden: hat die Regierung nicht die Macht, diesen Mann von 

seinem Posten zu entfernen? Dann wäre tatsächlich Herr Reinhard der Noske, der über die militäri-

sche Macht verfügt, Noske aber nur der Inhaber einer papierenen Vollmacht! 

In dieser Frage darf niemand den Kopf in den Sand stecken! Hier wäre eine Vogel-Strauß-Politik 

verhängnisvoll für die innere und äußere Politik, das brauche ich nicht erst näher zu erläutern! In den 

Kasernen wird nicht nur offen monarchistische Propaganda getrieben, es wird auch in Judenhetze 

gemacht und Pogromstimmung erzeugt! Der Antisemitismus war allezeit das bequemste Mittel für 

 
*  Dank der Großzügigkeit der „schweinischen“ Weimarer Republik, wie Wilhelm II. sie nannte, konnte er im Exil 

einen beneidenswerten Lebensstil pflegen – im Gegensatz zu seinen unter Druck stehenden ehemaligen Unterta-

nen. Bereits Ende November 1918 hatte die „Revolutions“regierung in Berlin die Überweisung von Millionen von 

Mark an den im Exil lebenden Monarchen genehmigt, „um ein seinem Stand entsprechendes Leben zu führen“: 

Im ersten Jahr seines Exils beliefen sich die Zahlungen an ihn auf nicht weniger als 66 Millionen Mark. Im Mai 

1921 forderte der Minister des Königshauses weitere 10 Millionen Mark aus öffentlichen Mitteln, was genehmigt 

wurde. Darüber hinaus stand dem Kaiser von Anfang an der Inhalt seines Kaiserzuges zur Verfügung, darunter 

300 Teller und das dazugehörige Silberbesteck. Am 1. September 1919 gab der preußische Finanzminister „Möbel 

und andere Gegenstände, die für die Wohnräume des ehemaligen Kaisers und Königs bestimmt sind“, frei. KWF 
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reaktionäre Zwecke! Die reaktionären Drahtzieher werden heute ebenso wie früher nicht sagen, daß 

sie das Volk entrechten und die Monarchie wieder einführen wollen. Sie werden auf die Juden 

schimpfen, die Vergehen einzelner verallgemeinern und dann mit den auf antisemitischen Leimruten 

gefangenen Anhängern ihre reaktionären Pläne zu verwirklichen suchen. Hier in Hessen haben wir 

es doch zur Genüge erlebt, wie demagogisch der Antisemitismus [8:] zu arbeiten pflegt! Ich habe 

nahezu zwanzig Jahre meines Lebens im Spezialkampf gegen den Antisemitismus gestanden, ich 

kenne also die Gefahren. – Hier heißt es: Widerstehe den Anfängen! 

Auch von links droht der Bürgerkrieg. 

Die Regierung von rechts bedeutet die Monarchie, sagte ich, und damit den Bürgerkrieg. Die Regie-

rung von links bedeutet die sogenannte Rätediktatur und damit abermals den Bürgerkrieg! Ich sage: 

die sogenannte Rätediktatur, weil es eine wirkliche in der ganzen Welt nicht gibt, auch in Rußland 

nicht! Es ist ein Märchen aus längst entschwundener Zeit, daß Rußland von gewählten Vertretern der 

Arbeiterklasse regiert wird, und daß das, was in Rußland geschieht, Ausfluß des Willens der Arbei-

terklasse ist. In Russland herrscht die nackte Despotie einiger Parteiführer, die weder durch eine all-

gemeine Volksvertretung, noch durch eine Arbeitervertretung, noch auch durch die Presse kontrol-

liert wird. Das ist ein System, das sich das deutsche Volk, die deutsche Arbeiterklasse keine vierzehn 

Tage lang gefallen ließ. 

Wer will seine Einführung in Deutschland? Alle bürgerlichen Parteien lehnen es ab, die Sozialdemo-

kraten lehnen es ab, und selbst die Unabhängigen sind in dieser Frage gespalten! Ich möchte bei dieser 

Gelegenheit sagen: was die Kommunisten wollen, das glaube ich genau zu wissen, aber was die Un-

abhängigen wollen – außer uns Sozialdemokraten herunterzureißen – ich meine, was sie positiv wol-

len und was sie tun würden, wenn sie an der Regierung wären, das weiß ich nicht und möchte es sehr 

gerne wissen! Es mag sein, daß auch die Unabhängigen einmal dazu kommen, etwas Positives zu 

leisten, und niemand würde das mehr begrüßen als ich, dazu müssen sie sich aber erst aus der Gärung 

und aus der Unklarheit, in der sie sich jetzt befinden, heraus [begeben]! Die Unabhängigen haben es 

bisher immer so dargestellt, als ob die Frage der Einigkeit des Proletariats nur eine Frage der Führer 

wäre. Es hieß immer: Ja, wenn nur der oder jener weg wäre, dann würden wir viel leichter wieder 

zusammenkommen! Eine große Rolle hat dabei immer ein gewisser, auch Ihnen nicht ganz unbe-

kannter Scheidemann gespielt! Der und – Landsberg! so hieß es immer wieder! sind der eigentliche 

böse Geist der Regierung! Und wenn sie erst verschwunden sein würden, dann würde die Sache schon 

viel besser gehen! Nun ist die Probe aufs Exempel gemacht worden: Landsberg und ich haben – wie 

Sie wissen, freilich nicht den Unabhängigen zu Liebe, sondern aus anderen Gründen – unsere Aemter 

niedergelegt und haben uns einige Zeit ganz in die Stille zurückgezogen. Jetzt, sollte man meinen, 

hätten sich die feindlichen Brüder in die Arme fallen müssen! Aber was ist eingetreten? Das gerade 

Gegenteil davon! Wenn ich lese wie die Unabhängigen über meinen Freund und Nachfolger Bauer 

schreiben, so muß ich finden, daß ich von ihnen noch verhältnismäßig nobel behandelt worden bin; 

wäre ich eingebildet, sie könnte ich mir einreden, daß ich bei den Unabhängigen verhältnismäßig 

noch recht beliebt gewesen bin, und daß sie sich jetzt ein klein wenig nach mir zurücksehnen. 

Aber im Ernst gesprochen: setzen Sie an Bauers, ein Eberts, an Noskes Stelle einen anderen Sozial-

demokraten ein, er heiße wie er wolle, und Sie werden das unabhängige Geschrei von der nieder-

[9:]trächtigen, arbeiterverräterischen Regierung wieder hören! Ich gehe noch einen Schritt weiter und 

sage: machen Sie heute einige der unabhängigen Kritiker zu Ministern, so wird es keine vierzehn 

Tage dauern, bis sie von ihren bisherigen Anhängern genauso angefallen werden, wie ich angefallen 

worden bin, wie Bauer jetzt angefallen wird. Da haben Sie den besten Beweis für die Unrichtigkeit 

der Behauptung, daß es nur die Anwesenheit einiger Führer ist, die die Einigkeit unmöglich macht. 

Warum ist die Einigung erschwert? 

Was sie unmöglich macht, das ist auf der einen Seite die Notwendigkeit des Handelns, in die sich jede 

Regierung, sie heiße, wie sie wolle, versetzt sieht, und auf der andern Seite das Unvermögen, diese 

Notwendigkeit zu begreifen, oder der böse Wille, der sich absichtlich ihr gegenüber blind stellt. Keine 

Regierung kann ein geschlagenes, durch einen entsetzlichen Krieg körperlich und seelisch zerrüttetes 
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Volk mit einem Schlage zu einer Schar von Glücklichen und Zufriedenen verwandeln. Wiedergene-

sung und Wiederaufrichtung können sich nur allmählich in Jahren und Jahrzehnten vollziehen. Auch 

der Sozialismus kann nur allmählich helfen, und er muß schrittweise vorgehen, er darf keine Pferde-

kuren veranstalten. Ich muß jetzt oft an die alte Geschichte von dem Bauern denken, ja krank im 

Lazarett lag und dem der Arzt eine Medizin verordnet hatte: täglich drei Teelöffel; als der Arzt zu-

rückkam, hatte der Bauer die ganze Flasche ausgetrunken; er meinte nämlich, der Arzt wollte ihn 

nicht zu schnell gesund werden lassen, darum habe er ihm die Arznei nur teelöffelweise verordnet; 

wenn er sie alle mit einem Male austrinke, dann werde er sofort ganz gesund. Ungefähr auf der glei-

chen geistigen Höhe steht die Agitation der Kommunisten und Unabhängigen, und ich sage, es ist 

eine Schmach und Schande wenn Arbeiter darauf hineinfallen. Jeder politisch geschulte Arbeiter, der 

länger im Klassenkampfe steht, weiß genau, daß man aus einer kapitalistischen Gesellschaft nicht im 

Handumdrehen eine sozialistische machen kann; er kennt die ungeheuren Schwierigkeiten dieses 

Wertes und weiß, wieviel Kampf – aber auch wieviel sorgsam überlegte Arbeit dazu gehört, es all-

mählich zu vollenden. Bebel sagte: „Sozialismus ist angewandte Wissenschaft!“ Was die Unabhän-

gigen und Kommunisten predigen, ist nicht Sozialismus, denn es ist nicht Wissenschaft, sondern 

Aberglaube, mit dem sie hausieren gehen im Vertrauen auf die Unwissenheit der Masse! Darum sehe 

ich im Punkt Einigkeit, die ich im Interesse der Arbeiterschaft und des ganzen deutschen Volkes 

sehnlichst wünsche und für die ich auch wirke, vorläufig recht trübe in die Zukunft. Die Einigkeit 

wird erst kommen, wenn die belehrbaren Elemente der Opposition zu sich gekommen sein werden 

und wenn es ihnen gelungen sein wird, gewisse, ganz besonders gewissenlose Demagogen, die sich 

an ihre Bewegung gedrängt haben, wieder los zu werden. Dazu wünsche ich ihnen alles Glück, denn 

Menschen solcher Art sind zähe. 

Was aber uns Sozialdemokraten betrifft, so kann ich sagen, daß die Einigkeit niemals scheitern wird, 

[10:] wenn ihr nicht mehr sachliche Differenzen, sondern nur noch Personalfragen im Wege stehen 

sollten! Ich glaube aber, Ihnen gezeigt zu haben, daß der Konflikt auf sachlichen Gründen beruht und 

das Personenfragen dabei die allergeringste Rolle spielen. 

Wir sind Regierungspartei geworden, nicht aus Freude an diesem Geschäft, das nie heiter war und 

nie trauriger sein konnte, als es jetzt ist, sondern durch den Zwang der Verhältnisse. Wir müssen 

regieren in den Formen der parlamentarischen Demokratie, weil es anders nicht geht; es wäre denn 

die barbarischen Formen der Despotie! Wir können die Leiden des Krieges und eines unglücklichen 

Friedens nicht beseitigen, sondern sie nur allmählich lindern, wir können Wünsche, die wir für be-

greiflich und berechtigt halten, nicht erfüllen, weil uns jede Möglichkeit dazu fehlt. Wir sind dagegen 

gezwungen, dem Volke Wahrheiten zu sagen, die viele nicht gerne hören, und für Ordnung und Fort-

führung der Produktion zu sorgen, wodurch wir uns wiederum bei vielen nicht beliebt machen. Die 

Stimmungen, die da entstehen, demagogisch auszunützen, ist wirklich keine Kunst; jeder von uns 

könnte es, wenn er das nötige Quantum von Gewissenlosigkeit dazu aufbrächte. Es ist vielleicht spie-

lend leicht! Sehen Sie zum Beispiel, was könnte mich, wenn ich wollte, darin hindern, Unabhängiger 

zu werden? Minister bin ich nicht mehr – ich bin jetzt Minister a. D., wie Haase, Dittmann, Breit-

scheidt und andere –, nach einer kurzen Quarantänezeit könnte ich als Belehrter aufgenommen wer-

den; dann könnte auch ich tüchtig darauf los schimpfen und bekäme dafür den Beifall aller, die es 

nicht besser verstehen. Nichts hinderte mich daran, wenn mich nicht meine bessere Einsicht daran 

hinderte und mein Gewissen gegenüber der Arbeiterklasse. 

Ich sehe wohl, daß mancher, der es nicht besser versteht, sich in Zorn von uns wendet, aber ich warte 

ruhig, bis er wieder zurückkehrt und bleibe auf meinem Wege. Er wird wieder zurückkommen, sie 

alle werden wieder zurückkommen, verlassen Sie sich darauf! Wir aber, die wir bleiben, was wir sind, 

werden dann wenigstens einen Umweg vermieden haben, der gefährlich ist und vor dem wir die an-

deren vergeblich warnten. Es ist leichter, die Einigkeit zu zerstören, als sie wieder herzustellen. Das 

haben wir auch bedacht, die wir im Juni unsere Aemter verließen, weil die Fraktion in einer wichtigen 

Frage anderer Meinung war als wir. Die Frage der Unterzeichnung der Friedensbedingungen war 

vielleicht nicht weniger entscheidungsvoll, als die Frage der Bewilligung der Kriegskredite. Ein Teil 

der Fraktion, zudem ich gehörte, war der Meinung, daß dieser Vertrag nicht unterzeichnet werden 
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dürfe und er hoffte – wie ich sagen darf, auf Grund sehr wichtiger Berichte aus dem Auslande –, daß 

einige Woche der Weigerung genügen würden, um eine gründliche Revision des Vertrages durchzu-

führen! Der Friedensvertrag hat uns zu einem Sklavenvolke gemacht; jedem Deutschen ist durch den 

Vertrag quasi ein Stempel auf die Stirn gedrückt wurden: „Das ist ein Boche!“ Man hat uns Pflichten 

und Lasten auferlegt, die kein Deutscher für erfüllbar hält, dagegen hat man uns im eigenen Lande 

rechtlos gemacht, was wir [11:] in unserer Verfassung schreiben, macht Herr Clemenceau von seiner 

Zustimmung abhängig; einen solchen Vertrag wollte ich nicht unterzeichnen! Der andere Teil, der 

erst die Minderheit war, aber bald zur Mehrheit wurde, war anderer Meinung. Wir haben beide mit 

dem Aufgebot aller Kräfte gekämpft, um unserer Ueberzeugung zum Siege zu verhelfen: die Anhänger 

der Unterzeichnung siegten und wir Gegner blieben in der Minderheit! Wir haben daraus die demo-

kratischen Konsequenzen gezogen und haben uns, obwohl es uns nicht leicht ankam, der Mehrheit 

gefügt. Ich habe mich demokratisch in diesem Falle gefügt, wie ich es getan habe im Falle des Brest-

Litowsker Friedens; auch gegen den bin ich mit Entschiedenheit in der Fraktion eingetreten! Um kein 

Mißverständnis aufkommen zu lassen, will ich klar und deutlich hinzufügen: ich selbst hätte den 

Vertrag zwar nimmermehr unterschrieben; nachdem er aber unterzeichnet worden ist, müssen wir 

bemüht sein, die eingegangenen Bedingungen zu erfüllen. Viel bitteres Leid wäre der Arbeiterklasse 

erspart geblieben, wenn die jetzigen Unabhängigen damals, als sie noch unsere Fraktionskollegen 

waren, ebenso demokratisch gehandelt hätten. 

Als Parteigenosse in Reih und Glied richte ich an die Arbeiter die Aufforderung, unserer Partei in 

guten und bösen Tagen die Treue zu wahren und unseren Genossen, die in der Regierung sind, ihr 

Amt nicht noch schwerer zu machen, als es ohnehin schon ist. Das bedeutet keineswegs einen Verzicht 

auf das Recht der Kritik! Dieses Recht möchte ich ebensowenig einem andern nehmen, wie ich es mir 

selber streitig machen lasse. So sehe ich jetzt – das will ich offen aussprechen – nicht ohne Sorge, 

wie sich die parlamentarische Grundlage, auf der die Regierung steht, durch das Ausscheiden der 

Demokraten verengert hat. Ich halte die gegenwärtige Parteikonstellation weder für glücklich, noch 

für dauerhaft! Wenn wir schon nicht allein regieren können, ich meine: wenn wir nicht eine Arbeiter-

regierung bekommen können, zu der die ganze Arbeiterklasse vertrauen hat –ein Ziel, aufs innigste 

zu wünschen und zu erstreben im Interesse unseres ganzen Volkes, das Stetigkeit in der Produktion 

und Ruhe gebraucht, wenn es gesunden soll – ich sage: wenn wir eine solche Regierung nicht haben 

können, sondern auf die Mitwirkung bürgerlicher Parteien angewiesen sind, so halte ich es für gut, 

wenn zwei bürgerliche Parteien vorhanden sind, die in gewissen Fragen sich gegenseitig die Waage 

halten, so daß wir wenigstens nicht einem einseitigen Drucke ausgesetzt sind. 

Der Austritt der Demokraten aus der Regierung war unter den gegebenen Umständen weder ein Glück 

für uns, noch ein Glück für die Demokraten, deren rechter, kapitalistischer Flügel desto mehr Einfluß 

gewinnen muß, je weiter die Partei als Ganzes sich von uns entfernt! 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch aussprechen, wie tief wird den Tod des Vorsitzenden der 

Demokratischen Partei, des Abgeordneten Naumann bedauern, dessen edle Gesinnung – [12:] bei 

allem, was uns voneinander trennte – soviel dazu beigetragen hat, ein Zusammenarbeiten der beiden 

Parteien miteinander zu erleichtern. Wir wollen hoffen, daß dieses Zusammenarbeiten, solange es 

notwendig ist, auch weiterhin möglich sein wird; wir verlassen uns dabei auf die Macht der Demo-

kratie, das heißt auf die Masse der sozial tiefer Gestellten, die noch zur bürgerlich-demokratischen 

Partei gehören und auf die diese Partei – genau wie das Zentrum – Rücksicht nehmen muß, wenn sie 

sie nicht von sich selber abwendig machen und in unsere Reihen treiben will. In diesem Sinne glauben 

wir, daß sich immer schärfer ausgestalten wird die Diktatur des Proletariats, verwirklicht durch die 

Demokratie! Denn das spreche ich offen aus: ein Ideal ist die gegenwärtige Notwendigkeit des Zu-

sammengehens mit bürgerlichen Parteien nicht, unser Ideal ist – das spreche ich wiederholt aus –: 

die Einigung der Arbeiterklasse unter die Fahnen der Demokratie und der Sozialismus! 

Dafür zu arbeiten ist noch immer eine Aufgabe, des Schweißes der Edlen wert! Für die Erlösung 

unseres Volkes vom inneren und äußeren Druck, den dieser furchtbare Krieg hinterlassen hat, sehe 
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ich keinen anderen Weg: Ihn wollen wir gehen, ohne die Schwierigkeiten zu verkennen, die auch ihm 

liegen, und ohne vor ihnen zurückzuschrecken. 

Ich glaube an eine bessere Zukunft unseres Volkes, 

ich glaube, daß unserer Partei, der alten deutschen Sozialdemokratie, die schwere und große Aufgabe 

zugefallen ist, es dieser besseren Zukunft näherzubringen. Arbeiten und nicht verzweifeln! Ausharren, 

weiterkämpfen und sich nicht irremachen lassen! so werden wir in Ehren vor uns selbst bestehen und 

kommende Geschlechter werden uns für unsere Beharrlichkeit Dank wissen! Dann wird auch noch 

der Tag kommen, an dem sich diejenigen schämen werden, die uns heute in ihrem aufgeregten Un-

verstande vorwerfen, wir verrieten die Sache der Arbeiterklasse und des Sozialismus! Nein, wir ver-

leugnen nichts, nicht die Arbeiterklasse, nicht den Sozialismus und auch nicht unser demokratisches 

Programm! Arbeiterklasse, Sozialismus, Demokratie, das ist für uns die unerschütterliche Freiheit, 

das ist das Zeichen, das wir wieder aufrichten, heute wie immer! Das ist das Zeichen, das uns aus 

dem Elend unter Verirrung unserer Tage hinausführt in eine hellere, bessere Zeit. Es ist die alte 

Sturmfahne der sozialdemokratischen Partei. Ich gebe den Glauben nicht auf, daß sich unter ihm eines 

Tages wieder alle zusammenfinden werden, die für die Befreiung der Arbeiterklasse kämpfen. Unter 

ihr, nur unter ihr ist die Einigkeit möglich, die das Ganze zum Siege geführt! 

* * * 

In der auf die Rede folgende Aussprache sagte Scheidemann: 

Wenn die Unabhängigen uns ein Verdorren der Zungen und einen jämmerlichen Tod wünschen, zu 

wünsche ich den Unabhängigen beste Gesundheit. (Heiterkeit.) Wenn ich Herr Sch. diese Rede jeden 

Abend [13:] an einem anderen Orte halten würde, würden jedem Arbeiter die Augen geöffnet, wessen 

er sich von der U. S. P. zu versehen hat. Wem sie dann nicht aufgehen, dem ist dann allerdings nicht 

mehr zu helfen. (Sehr richtig!) Herr Schneider hat hier verschiedene Unwahrheiten behauptet, die 

einige Bemerkungen notwendig machen. Wenn Herr Sch. sagt, daß unsere Politik ein Verrat an der 

Arbeiterklasse gewesen ist, so sage ich ihm, daß unsere Partei auf dem Boden der Vaterlandsvertei-

digung steht und der Friede von Versailles hat gezeigt, wie notwendig es war, daß wir uns unserer 

Haut wehren mußten. Nach gründlichen Beratungen hat am 4. August 1914 die Reichstagsfraktion 

die Kriegskredite einstimmig bewilligt. Wir waren uns der ungeheuren Verantwortung bewußt und 

haben gehandelt, wie sie es gebot. Aus Angst und Sorge um die fetten Pfründen sollten wir damals 

die Kriegskredite bewilligt haben! Es ist nur ein Abgeordneter bekannt, der öffentliche einmal in 

einer Versammlung seine Angst bekundet hat, indem er sagte: „Wenn die Fraktion am 4. August die 

Kriegskredite nicht bewilligt hätte, wäre kein Mitglied derselben lebendig bis zum Brandenburger 

Tor gekommen.“ Und dieser Abgeordneter ist einer der Freunde des Herrn Schneider, nämlich der 

Unabhängige Wurm! (Hört, hört! Heiterkeit!) Wir hätten damals einen Eroberungskrieg gutgeheißen! 

Daß es gleich nach Ausbruch des Krieges verrückte Menschen genug gegeben hat, die die ganze Welt 

erobern wollten, steht fest und kein Mensch hat daran gezweifelt. Für uns Sozialdemokraten kam es 

aber nicht darauf an, was Müller und Schulze wollen, sondern wir mußten uns an das Programm der 

verantwortlichen Regierung halten. Die Regierung Bethmann Hollweg hatte kein Annexionspro-

gramm. Haase und ich haben recht oft mit dem Reichskanzler von Bethmann Hollweg über Fragen 

der Kriegspolitik in den ersten Monaten des Krieges verhandelt. Und nie sind Eroberungsabsichten 

der Regierung dabei zutage getreten. Im November 1914, also im vierten Monat des Krieges, waren 

Haase und ich beim Reichskanzler v. Bethmann Hollweg, um ihm 

eine Friedenskundgebung unserer Fraktion 

in der Dezembertagung des Reichstages anzukündigen. Vor aller Welt will ich hier zum ersten Mal 

mit vollem Bewußtsein der ungeheuren Verantwortung sagen, was Bethmann Hollweg Haase und 

mir damals geantwortet hat. Er sagte: 

„Meine Herren, ich bitte Sie dringend, tun Sie das jetzt nicht in der Oeffentlichkeit, denn Sie 

können sich darauf verlassen, daß eine solche Kundgebung jetzt nur den Kriegswillen unserer 

Gegner steigern wird; denn nach zuverlässige Meldungen aus dem Auslande ist man dort heute 
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schon allgemein der Auffassung, daß Deutschland bereits am Ende seiner Kraft sei. Wenn es 

Ihnen aber gelingen sollte, mit den Sozialisten Frankreichs und Englands für den Frieden zu 

wirken, so tun Sie es.“ 

Das war das Programm der Verantwortlichen der Regierung, mit dem allein unsere Fraktion rechnen 

mußte. Ihnen sind die Bemühungen des Parteivorstandes, mit den Sozialisten der Internationale Füh-

lung zu nehmen, bekannt. Wir sind nach Stockholm gegangen und die neutralen Sozialisten waren 

erschienen. Nun die Franzosen und Engländer waren nicht nach Stockholm gekommen, weil [14:] 

weil sie nicht durften. Trotzdem haben sie bis zum letzten Tage die Kriegskredite bewilligt. Man 

macht uns auch verantwortlich für den U-Bootkrieg. Ich 

habe wie ein Löwe gegen den U-Bootkrieg gekämpft. 

Mit den nationalen Parteien sollen wir Arm in Arm gegangen sein und Hurra geschrien haben. Darauf 

will ich den Unabhängigen nur eine Frage stellen, die sie ehrlich beantworten sollen: Wer war denn 

bei den nationalen Parteien, vom Graf Westarp bis zum letzten Nationalliberalen der gehaßteste 

Mann? Wer sollte auf dem Sandhaufen gestellt und erschossen werden? 

Ich weiß nicht, wie die Versammlung ausläuft, darum will ich Ihnen kurz sagen, was ich will: ich will 

den dauernden Frieden, ich will, daß unser Volk aus dem jetzigen Elend herauskommt. Ich sehe da 

aber recht trübe in die Zukunft, solange sich die Arbeiterklasse selbst zerfleischt. Diese Selbstzerflei-

schung zerstört die Erfolge der Revolution und beschwört die Reaktion herauf. 
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[15:] 

Die Rede in der Nationalversammlung 

7. Oktober 1919. 

Meine Damen und Herren! Von meiner Fraktion bin ich beauftragt, als ihr Vertreter zum Etat des 

Reichskanzlers das Wort zu nehmen. Sie werden begreifen, daß ich diese Gelegenheit nicht vorüber-

gehen lassen kann, ohne auch als Mensch zum Menschen den Reichskanzler Bauer zu begrüßen, der 

die mir nur zu gut bekannte Bürde des verantwortungsvollen Amtes in schwerster Stunde auf seine 

Schultern genommen hat. Nachdem die Entscheidung gefallen war, daß der Friedensvertrag unter-

zeichnet werden sollte, mußte schnell gehandelt werden; denn draußen stand eine in Waffen starrende 

feindliche Welt und drängte nach Erfüllung. Da durfte nicht mehr durch Schwanken Zeit verloren 

werden; denn der schlimmste aller denkbaren Fälle war der, daß überhaupt keine klare Entscheidung 

fiele, daß unser Wille sich in Brei aufgelöst hätte. Dieser Gefahr mit fester Hand gesteuert zu haben, 

ist das Verdienst des gegenwärtigen Reichskanzlers Bauer, der, wie ja bekannt ist, im wesentlichen 

nicht anders dachte als ich, wie uns ja überhaupt in der sachlichen Beurteilung des uns aufgezwun-

genen Gewaltfriedens keine Meinungsverschiedenheiten trennen. Von der äußersten Rechten bis zur 

äußersten Linken gibt es ja auch in diesem Hause darüber nur eine einzige Meinung. 

(Sehr richtig!) 

Von dem gleichen Gefühl beseelt wie ich, aber auch von der Ueberzeugung durchdrungen, daß er im 

Sinne der Mehrheit des Hauses sofort handeln müsse, hat mein Freund Bauer die Bildung der neuen 

Regierung damals übernommen. Ob ihre erste Tat, die sie im Auftrage der Nationalversammlung 

ausführte, vermeidbar gewesen, ob der andere Weg der richtigere gewesen wäre, darüber jetzt noch 

zu streiten, wäre vollkommen zwecklos. 

(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Die Unterzeichnung ist ein weltgeschichtliches Faktum, und gegen die Weltgeschichte polemisiert 

man nicht. 

(Sehr gut! links,) 

Nur darum kann es sich jetzt handeln, vom Boden der einmal gegebenen Tatsachen aus einen Weg 

zu finden, der uns von unserem grauenhaften Sturze wieder aufwärts führt. Auf diesem Wege können 

[16:] sich aber auch diejenigen finden, die in der Frage der Unterzeichnung mit ihren Meinungen 

gegeneinander standen. Darum freue ich mich auch, daß die Demokratische Partei den Weg zur po-

sitiven Anteilnahme an den Regierungsgeschäften zurückgefunden hat. Selbstverständlich – Sie wer-

den mir das nicht verdenken – wäre mir ein rein sozialistische Regierung lieber. Aber eine solche 

Regierung ist erst dann möglich, wenn das Volk durch seinen Mehrheitswillen ihr die dazu gehörigen 

demokratischen Vollmachten ausstellt. 

(Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Die Herren von ganz links wollen das freilich nicht einsehen, und ich wäre ihnen dankbar, wenn sie 

uns darüber endlich einmal die Aufklärung geben wollten, die sie uns doch eigentlich schon längst 

schuldig sind. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Würden Sie (zu den unabhängigen Sozialdemokraten) es für richtig halten, wenn die sozialdemokra-

tische Partei gewaltsam die Alleinmacht an sich risse und gegen die Mehrheit des Volkswillens re-

gierte? In diesem Falle würde es ohne Belagerungszustand nicht abgehen, gut dann würde man sogar 

einen ganz anderen Belagerungszustand gebrauchen als den jetzigen. 

(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 
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Die Herren sind doch Gegner des Belagerungszustandes! Oder sollten wir uns beiseite stellen und 

den bürgerlichen Parteien die Regierungsbildung überlassen? Wobei dann die Herren von der äußers-

ten Rechten notwendigerweise die Führung übernehmen müßten! 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Das wäre ein schöner Anfang für die Deutsche Republik, wenn in ihr die Monarchisten regierten. 

(Zustimmung und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Hätten wir so gehandelt, dann könnte man uns mit Recht vorwerfen, wir spielen das Spiel der Gegen-

revolution. Wie heiße hätten wir nach Meinung der äußersten Linken handeln sollen? Auf diese Frage 

möchten wir einmal eine ganz klare Antwort haben; denn wir sind gern bereit, zu lernen und uns zu 

bessern. 

Ich begrüße den Wiedereintritt der Demokraten in die Regierung, weil ich der Ueberzeugung bin, daß 

die Regierung stark sein muß, vor allem stark gegen rechts. 

(Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemokraten. – Zuruf rechts.) 

Ich billige das Arbeitsprogramm der Regierung, das uns der Herr Reichskanzler heute vorgetragen 

hat. Ich darf wohl auch nach der Rede ja des Herrn Abgeordneten Petersen überzeugt sein, daß die 

Demokraten bereit sein werden, alle Maßnahmen zu unterstützen, die geeignet sind, die Republik und 

steht Demokratie zu festigen; denn wie immer einzelne von Ihnen früher gehandelt haben mögen, 

heute, glaube ich, müssen Sie alle darin einig sein, daß es für das deutsche Volk keine Zukunft gibt, 

als auf dem befestigten Grund der neuen Staatsform. 

(Sehr richtig! bei den Mehrheitsparteien.) 

[17:] Innere Kämpfe um die Staatsform können wir uns jetzt am wenigsten leisten, 

(sehr wahr! bei den Mehrheitsparteien.) 

und wir sie heraufbeschwört, der begeht ein Verbrechen an unserem Volk. 

(Lebhafter Beifall bei den Mehrheitsparteien.) 

Es hat in früheren Zeiten sogenannte Vernunftsmonarchisten gegeben, die zwar für die Monarchie 

keinerlei Begeisterung aufbrachten, aber doch aus Gründen praktischer Vernunft darauf verzichteten, 

sie anzufechten. In diesem Sinne muß heute unter den veränderten Verhältnissen jeder Deutsche zum 

mindesten Vernunftrepublikaner sein, 

(sehr richtig! links). 

wenn er von der Vernunft überhaupt nicht verlassen ist. Seine Vernunft und sein Gewissen müssen 

ihm sagen, daß er sich an seinem Land, an seinem Volke versündigt, wenn er nutzlose und verderb-

liche Kämpfe um die Staatsform heraufbeschwört. 

(Zustimmung bei den Mehrheitsparteien.) 

Ich möchte gewisse Herren fragen: Haben Sie noch immer nichts aus der Geschichte gelernt, haben 

Sie noch immer nicht begriffen, wohin es führt, wenn man mit dem Gesicht zur Vergangenheit und 

mit dem Rücken gegen die Zukunft gewendet Politik machen will? Als vor siebzig Jahren in Preußen 

durch die Revolution die Konstitution kam, Haben sie auf die Konstellation geschimpft und nach der 

Absolutismus zurückgeschielt; als das Kaiserreich kam, haben Sie über das Kaiserreich geknurrt und 

das alte Preußen hochleben lassen. 

(Sehr richtig! bei den Mehrheitsparteien.) 

Jetzt schimpfen Sie auf die Republik und sehnen sich nach der Kaiserherrlichkeit zurück. Mindestens 

um einen Posttag müssen Sie immer hinter der Weltgeschichte einhertrotten. 

(Sehr gut! bei den Mehrheitsparteien. – Heiterkeit.) 
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Mein geehrter Herr Vorredner, der Abgeordnete Dr. Petersen, hat eine Anzahl Ausführungen ge-

macht, ganz speziell an Ihre (nach rechts) Adresse gerichtet, die mir vollkommen aus der Seele ge-

sprochen waren. Ich will es mir deshalb ersparen, das, was er bereits ausgeführt hat, zu wiederholen. 

Meine Damen und Herren! Es gibt Leute, die die Propaganda der sogenannten „Nationalen“ für das 

gestrige nur für närrisch halten; ich halte es für mehr, ich halte für gefährlich, 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 

nicht nur, weit sich törichte Menschen durch sie zu unbesonnenen Schritten verleiten lassen können, 

sondern auch, weil sie ein Element der Unruhe und des Mißtrauens in unser Volksleben Hineinträgt. 

(Sehr richtig! links. – Widerspruch rechts.) 

Und ist dieses Misstrauen nicht zu begreiflich! Wenn sich z. B. ein hoher Offizier, der im Vorkampf 

gegen die Unruhestifter von links gestanden hat, als ein leidenschaftlicher Monarchistischer Reakti-

onär [18:] bekennt, ist es denn nicht begreiflich, dass die Masse die Ohren spitzen und sich argwöh-

nisch fragen: wohin geht die Reise, 

(sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

daß dann Gerüchte entstehen von monarchistischen Offiziersverschwörungen, reaktionären Putschen 

usw., Gerüchte, die Sie als Ammenmärchen abtun mögen, die aber aus solchem Boden notwendig 

erwachsen und ihre unheilvolle Wirkung üben müssen. Wer als Offizier freiwillig den Rock der Re-

publik trägt, der soll provozierende Redensarten und provozierende Taten gegen die Republik unter-

lassen, 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

und wenn er das nicht kann, zu zeig er damit, dass er seine Aufgabe nicht begriffen hat, dass er seine 

Pflicht nicht kennt und dass seine er Begriffe in ein bedenkliches Schwanken geraten sind. 

(Sehr richtig! links – Widerspruch rechts.) 

Wir halten es für dringend notwendig, daß die Offiziere in unzweideutiger Weise darüber aufgeklärt 

werden, was jetzt ihre verfassungsmäßige Pflicht ist. Ich bin der Meinung, daß, wer nicht imstande 

ist, seinen inneren Frieden mit der Republik zu machen, wer nicht bereit ist, die Republik gegen alle 

Angriffe, auch von rechts, zu schützen, nicht Soldat und nicht Offizier sein kann. 

(Sehr wahr. bei der Mehrheitsparteien.) 

Der Herr Reichskanzler hat heute gesagt, Wer sich in die Reichswehr nicht einzufügen vermöge, wie 

ist das republikanische Deutschland verlangen muß, der soll – ich zittere natürlich nur dem Sinne 

nach – fernerhin – das habe ich deutlich verstanden – darin keinen Platz haben. Ich begrüße diese 

energische Bekundung, bedaure aber, daß das Wort „fernerhin“ überhaupt darin vorkommen mußte. 

Wenn nämlich bisher schon immer so zugegriffen worden wäre, wie es in Aussicht gestellt worden 

ist, dann wäre uns mancher Verdruß, manche Verhetzung, mancher Schade, namentlich auch vom 

Ausland her, erspart geblieben. 

(Lebhafte Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Damen und Herren! Monarchistische Offiziere, die die republikanische Regierung sogar vor Mann-

schaften wüst beschimpfen, Sind vollkommen unmöglich in der Reichswehr. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Offiziere, die den Vertrieb republikanischer Schriften verbieten, müssen mindestens sofort zur Ordnung geru-

fen, Offiziere, die monarchistische Propaganda betreiben und nationalistische und monarchistische Schriften-

verbreitung unter den Soldaten fördern, müssen entlassen werden. 

(Lebhafte Zustimmung und Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

[19:] Denn dies Offiziere sind es, die die Reichswehr zermürben, die den Geist der Truppen mehr verwirren, 

als alle spartakistischen Propaganda. 
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(Lebhafte Rufe bei den Sozialdemokraten: Sehr wahr! – Unruhe und Zurufe rechts.) 

Truppen, die auf die republikanische Verfassung vereidigt, aber der monarchistischen Propaganda 

ihrer Vorgesetzten ausgesetzt sind, müssen doch irre werden an der jungen Republik und ihrer Re-

gierung. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Reichskanzler hat in seiner Rede auch vom Mißtrauen des Auslandes uns gegenüber gesprochen. 

Täuschen wir uns nicht! Die am üppigsten sprudelnde Quelle für dieses Mißtrauen ist die Reichswehr 

mit den maßlos aufgebauschten unliebsamen Vorkommnissen, deren Ahndung und Beseitigung, so-

weit sie eingetreten sind, dem deutschen Volke und also auch der ganzen Welt, nicht immer mit der 

erforderlichen Schnelligkeit bekannt gegeben worden sind. Meine Herren, ich will Ihnen ein Beispiel 

dafür anführen. Der „Temps“ sucht in einer seiner letzten Nummern, die nach Berlin gekommen sind, 

in einem Leitartikel wiederum den Beweis zu liefern, daß die Armee des republikanischen Reiches 

eine Gefahr bedeute, die im Wachsen begriffen sei. Noske sei ein Imperialist und der Waffenstillstand 

sei zu milde gewesen. Als Beweismittel – ich sage in Gänsefüßchen „als Beweismittel“ – werden die 

verschiedenen. Offiziersverbände herangezogen und die Tatsache, daß das Organ der revolutionären 

„Reichswehr“ – das ist der Titel des Blattes –, die ein früherer Offizier, Colin Roß, herausgegeben 

habe, ihr Erscheinen habe einstellen müssen, während Blätter, wie „Die Eichenkrone“, „Freie Worte“ 

usw. geduldet würden. Man sage auch Noske nach, er habe dem Vertreter eines Offizierverbandes 

gesagt: „Alles, was ich von Ihnen verlange, ist, daß Sie mir keine Geschichten machen.“ Diese Ver-

bände verfolgten monarchistische und dynastische Tendenzen. 

Meine Herren, so wird aus all den unliebsamen Blüten der Reichswehr im Auslande Honig gesogen, 

und das deutsche Volk ist es dann, das die Folgen auszubaden hat. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Deshalb muß man diesen Dingen die größte Aufmerksamkeit zuwenden. 

Gerade weil wir die Reichswehr als wirkliche Schutztruppe der jungen deutschen Republik gegen 

Bedrohung von rechts und links brauchen, weil wir das Volk vor weiterem Schaden bewahren wollen, 

weil wir unserem Parteigenossen Noske seine Stellung festigen, ihm in seiner schwierigen Situation 

den Rücken steifen wollen, deshalb habe ich gerade diese Ausführungen hier gemacht. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich sehe in der Verwendung eingefleischter Monarchisten an wichtigen Stellen der Armee und des 

Sicherheitsdienstes aber noch eine andere Gefahr, denn der 

Monarchismus und der Spartakismus brauchen einander! 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

[20:] Indem der Spartakismus die Demokratie sabotiert, fördert er die Reaktion; 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

diese, indem sie herausfordernd auftritt, raubt dem Volk den Glauben an den berechtigten Sitz der 

Demokratie und fordert zu den Spartakismus. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Spartakismus müßte den Monarchismus erfinden, wenn er nicht da wäre und für ihn arbeitete. 

Umgekehrt geht es dir Monarchismus mit dem Spartakismus ebenso. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Die Monarchisten sind daran interessiert, überall spartakistische Putschversuche zu entdecken, und 

dadurch entsteht dann die Gefahr 

(Rufe rechts: Unerhört!) 
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– ich sage: entsteht die Gefahr! –, daß die Regierung sich durch Orientierung auf eine falsche Führung 

locken lassen könnte. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Sie hat kein dringenderes Interesse, als den Belagerungszustand sobald wie möglich aufzuheben, 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Das Volk ohne Unterschied der Partei in den Vollbesitz seiner demokratischen Freiheitsrechte zu 

setzen. Diejenigen aber, die vom Kampf gegen spartakistische Umsturzbestrebungen ihre politische 

Existenz fristen, haben in dieser Beziehung Interessen, die den unseren direkt entgegengesetzt sind. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wir müssen die Welt ohne reaktionäre Parteibrille betrachten und wünschen, so klar wie möglich zu 

sehen, ob eine spartakistische Putschgefahr noch besteht oder nicht. Die Herren von der Unabhängi-

gen Partei behaupten, sie bestehe nicht. Ich wünschte von Herzen, ich könnte das auch schon mit 

derselben Bestimmtheit sagen. Aber dann bitte ich Sie (zu den unabhängigen Sozialdemokraten) drin-

gend, dahin zu wirken, daß so unsinnige Streiks, wie der am letzten Donnerstag hier in Berlin, ver-

mieten werden, daß auf solche Sensationsstücke und Knalleffekte, die zur Führung eines Lohnkamp-

fes vollkommen entbehrlich sind, verzichtet wird. Damit werden Sie uns unsere Aufgabe ganz be-

deutend erleichtern. 

Ich bitte also die Regierung, keinen Augenblick zu vergessen, daß der Belagerungszustand nichts 

anderes ist, als ein uns aufgedrängter Ausnahme- und Notwehrzustand, daß wird die Ausnahme nicht 

zur Regel werden lassen, die Notwehr nicht überschreiten dürfen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich weiß, welche ungeheure Verantwortung auf der Reichsregierung lastet, und wie sorgfältig sie 

erwägen muß, ob der Zeitpunkt für die Beseitigung des Belagerungszustandes schon da ist. Wird er 

heute aufgehoben und fließt morgen Blut, so muss er übermorgen wieder eingeführt werden, 

(Zuruf von den unabhängigen Sozialdemokraten: Warum?) 

[21:] und ein mißlungenes Experiment ist mit einem Haufen neuen Elends erkauft. 

(Sehr richtig! von links.) 

Auf der anderen Seite aber darf sich eine Regierung, die unser Vertrauen besitzt, niemals auf dem 

Bequemlichkeitsstandpunkt stellen und sagen: Mit den Belagerungszustand geht es ganz gut also wa-

rum sollen wir seine Aufhebung riskieren? Das wäre der Standpunkt der alten Bureaukratie, Der alten 

Polizei, die alten Militärs, und gegenüber allen Versuchen, auch sie auf ihn zu bringen, muß – ich 

weiß, daß sie es tun wird –, wird auch die Regierung ein offenes Auge haben. Das Volk muß sehen, 

dass die Demokratie nicht bloß eine neue Fassade für die alte Klassen- und Kastenherrschaft sein soll, 

sondern daß es uns mit ihr bitte ernst ist, daß sie das Leben des Volkes bis ins letzte Geäder durch-

dringen soll, das zieht den Weg freimachen soll für den Aufstieg zu neuen Formen der menschlichen 

Gesellschaft. 

In diesem Sinne rufe ich der Regierung zu: 

Der Feind steht rechts! 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. – Lachen rechts.) 

Ich wäre glücklich, wenn ich heute schon sagen könnte: er steht nur rechts. Die Herren von der äu-

ßersten Linken sprechen ihren Anhängern täglich von der gegenrevolutionären Gefahr. Warum sagen 

sie (zu den Unabhängigen Sozialdemokraten) ihnen nicht auch, das es zur Beschwörung dieser Gefahr 

nur ein sicheres Mittel gibt: 

die Einigung der Arbeiterklasse. 
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(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Ich zweifle ja gar nicht daran: in dem Augenblick, in dem das monarchistische Gespenst Fleisch und 

Blut gewinnt, wird diese Einigkeit mit einem Schlage hergestellt sein. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wird es dann aber nicht vielleicht zu spät sein? 

(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Ich wende mich an Sie (zu den Unabhängigen Sozialdemokraten) mit dem eindringlichsten Appell: 

(aha! rechts) 

Sie glauben, daß Sie uns viele Fehler vorzuwerfen haben; wir glauben dasselbe von Ihnen. Aber wir 

empfinden im gleichwohl den tiefsten Widerwillen gegen die Selbstzerfleischung der Arbeiterklasse, 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

die manche Leute mit geradezu sadistischem Vergnügen betrieben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Glauben Sie wirklich daß das der Weg ist, auf dem die Arbeiterklasse vorwärts kommen kann? Weil 

Sie heute eine besondere Partei sind, glauben Sie, Ihre besonderen Parteiinteressen wahrnehmen zu 

müssen, und halten jedes Agitationsmittel gegen uns für recht. 

Alle Parteien, zumal Parteien, die auf demselben Klassenboden stehen, sich doch nicht gegenseitig 

so behandeln, wie sich vielleicht zwei Abzahlungsgeschäfte Konkurrenz machen würden, wenn [22:] 

sie das Gesetz über den unlauteren Wettbewerb nicht daran hinderte. Ich war nie ein Anhänger des 

Schlagwortes „Das Vaterland über die Partei“; denn ich war immer davon überzeugt, Test das Vater-

land der armen Leute bei der Partei der armen Leute, bei der Partei des Sozialismus, am besten auf-

gehoben ist. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Aber ich bin ein überzeugter Anhänger des Grundsatzes: die Sache der Arbeiterschaft, die Sache der 

Arbeiterbewegung über die Sache der Fraktionen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ihr agitatorisches Bedürfnis treibt Sie, uns Scheinsozialisten zu nennen. Tag für Tag müssen wir das 

hören. Aber ich bitte Sie doch, folgendes zu bedenken. Wie traurig müßte es um die Sache des Sozi-

alismus bestellt sein, wenn in diesem Hause 165 Scheintsozialisten säßen und nur einige 20 echte 

Sozialisten, 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

die Sie ja selbst sein wollen, obwohl wiederum die Kommunisten behaupten, auch Sie wäre nur 

Scheinsozialisten. Wer sollte noch an einem nahen Sieg des Sozialismus glauben können, wenn das 

Volk im Januar, zwei Monate nach der Revolution, unter mehr als 420 Vertretern nur 25 richtigge-

hende Sozialisten gewählt hätte! Müßte die Arbeiterklasse angesichts eines solchen Ergebnisses nicht 

die helle Verzweiflung packen? Wenn erst Ihre Regierung eine Besserung für die Arbeiterklasse brin-

gen sollte, wie lange, glauben Sie, müßte die Arbeiterschaft auf diese Besserung dann noch warten? 

Wie lange glauben Sie noch zu brauchen, bis Sie nach Ihren bisherigen Methoden zur Macht gelan-

gen? Nein, solange die Arbeiter nicht einsehen, daß ihnen nur die Einigkeit helfen kann, so lange 

kann es nicht besser, sondern so lange kann es nur noch schlechter werden. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Statt die Arbeiter zu zersplittern, sollten Sie alle Kräfte daransetzen, daß bei den nächsten Wahlen, ti 

nach der Ankündigung des Reichskanzlers und nach den Wünschen sicherlich der großen Mehrheit 
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dieses Hauses doch innerhalb weniger Monate werden stattfinden müssen, hier eine sozialistische 

Mehrheit einziehen wird, 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

eine Mehrheit, die Sie allein nicht erreichen können; das wissen Sie ganz genau. Wer sich diesem 

gemeinsamen Vorgehen widersetzt, der prellt die Arbeiter um ihren Sieg. 

Sie machen uns einen Vorwurf daraus, daß wir mit bürgerlichen Parteien eine gemeinsame Regierung 

bilden, nachdem Sie selbst uns dazu gezwungen haben. Wie waren denn die Vorgänge in Sachsen? 

In Sachsen hatten unsere Parteigenossen die Wahl, entweder mit den Demokraten oder den Unabhän-

gigen eine Mehrheit zu bilden. Sie hatten gar keine Lust, das mit den Demokraten zu tun, und be-

mühten sich, mit den Unabhängigen zusammenzukommen. Als aber die sächsischen Unabhängigen 

Neigung zeigten, sich in ernster Verhandlungen einzulassen, wurde von den ganz Unentwegten Ver-

rat ge-[23:]schrien, und es wurde eine Reichskonferenz einberufen, um die Sache zu entscheiden. Da 

agierte nun Herr Abgeordneter Haase: von einer gemeinsamen Regierungsbildung mit den Rechts-

sozialisten könne keine Rede sein; wenn man mit ihnen schon verhandele, so müsse man die Bedin-

gungen so stellen, daß sie auf sie nicht eingehen könnten, und so die Verhandlungen zum Scheitern 

bringen. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten!) 

Der frühere Abgeordnete Ledebour sagte von dieser Art Politik mit Recht, sie sei weiter nichts als 

eine Komödie. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Mit demselben Recht schrieb von der andern Seite unsere sächsisch sozialdemokratische Parteipresse, 

das sei ja genau die Methode des österreichischen Ultimatums an Serbien. 

(Sehr richtig bei den Sozialdemokraten. – Lachen bei den Unabhängigen Sozialdemokraten.) 

Man stellt Bedingungen, von denen man weiß, daß der andere sie nicht erfüllen kann, und hat dann 

den Kriegszustand, den man haben will. 

(Abgeordneter Haase [Berlin]: Welche Bedingungen konnten Sie als Sozialisten nicht erfüllen? 

– Herr Abgeordneter Haase, ich habe hier nur zitiert, was in Ihrer eigenen Presse gestanden hat, daß 

Sie die Forderung vertreten haben: Man muß Bedingungen stellen, die die andern gar nicht erfüllen 

können. Darauf kommt es an. Genau nach diesem Rezept ist dann auch bei den Verhandlungen in 

Leipzig verfahren worden, und so kann man jetzt aus voller Brust auf die Sozialdemokraten schimp-

fen, die sich mit den Demokraten verbanden. Aber was sollten sie tun? 

(Zuruf von den Unabhängigen Sozialdemokraten: Auflösen! – Große Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Haase, Sie werden nicht erwarten. daß ich auf diesen Zwischenruf ernstlich ein-

gehe. 

(Erneute Zurufe von den Unabhängigen Sozialdemokraten und Sozialdemokraten.) 

Wenn Sie von dem Verhalten unserer sächsischen Genossen als von eine „Schuld“ sprechen, dann 

würde hier das Wort gelten: Ihr laßt den Armen schuldig werden, dann überlaßt ihr ihn der Pein. Aber 

wenn sich alle Schuld auf Erden rächt, so muß sich auch die Schuld rächen, die die Unabhängigen 

durch eine solche Politik der Arbeiterbewegung gegenüber aufgeladen haben, 

(Zuruf von den Unabhängigen Sozialdemokraten: Fürchterlich!) 

Ich bitte Sie, mir zu glauben; wenn ich Ihnen hier einige Fehler vorgeworfen habe, so tu ich es nicht, 

um ihren Anhänger oder Zeitungsabonnenten wegzufischen, sondern im Interesse der Sache und um 

die dämmernde Erkenntnis zu fördern, daß der Weg, denn Sie noch immer nicht verlassen wollen, 

unfehlbar zum Ruin der Arbeiterbewegung führen muß. 
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(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

[24:] Die Einsicht, daß sich die ungeheuren Probleme der Sozialisierung nicht übers Knie brechen 

lassen, wenn anders nicht ein Fehlschlag mit seinen die Volkswirtschaft vernichtenden Folgen alle 

Hoffnungen für jede absehbare Zeit zerstören soll, ist auch bei denjenigen von Ihnen vorhanden, die 

sich mit diesem Problem ernsthaft beschäftigt haben. Viel leichter hat es darin natürlich dass unzäh-

lige Kurpfuschertum, das unseren kranken Volkskörper mit allen möglichen und unmöglichen Pfer-

dekuren heilen will. Das Kurpfuschertum hat sich jetzt bis zu der Heilslehre durch gemausert, daß es 

den deutschen Arbeitern desto besser gehen wird, sie weniger und schlechter gearbeitet wird. Die 

Sabotage soll das Mittel sein, den Kapitalismus zu vernichten. Keine Spur von Erkenntnis dämmert 

in jenen Köpfen auf, daß man auf diese Weise nicht den Kapitalismus vernichtet, sondern die Arbei-

terklasse selbst zur Strecke bringen kann, 

(sehr richtig. bei den Sozialdemokraten.) 

daß dadurch Mann und Weib und Kind dem nackten Hungertote geradezu überliefert werden müssen. 

Und das alles für die Aussicht, einen gänzlich zerstörten Betrieb schließlich in eigener Regie über-

nehmen zu können. Ja nur eine Spur von Verantwortung hat, muß solchen Gemeingefährlichen Irr-

sinns bekämpfen. 

Wir vertreten ein für einen Sozialismus, der nichts anderes ist, als die Anwendung wissenschaftlicher 

Erkenntnis auf die Wirtschaft zum unmittelbaren Wohl der arbeitenden Allgemeinheit. Wir nehmen 

auf diesem Gebiete jede Mitarbeit und jede brauchbare Belehrung gern an. Wir können aber unserem 

Volk nicht eine vierzigjährige Wüstenwanderung zumuten, um in ein gelobtes Land zu kommen. 

Wüste liegt wahrhaftig genug hinter uns. 

(Sehr richtig!) 

Das Volk sehnt sich danach, eine sofortige Besserung seiner Lage zu erlangen. Praktischer Sozialis-

mus ist nicht anders denkbar, denn als unmittelbar zum Wohle der Allgemeinheit wirkender Sozia-

lismus. 

Wir haben den Mut, den Arbeitern zu sagen, daß in ihrem eigenen Interesse auf diesem neuen Boden 

ein vorsichtiges Vorgehen notwendig ist, 

(sehr richtig. bei den Sozialdemokraten.) 

daß sie auf diesem Gebiete noch viel zu lernen haben, was nur durch Erfahrung gelernt werden kann, 

und daß wir uns den Grundsatz anzueignen haben, der für jeden Mediziner in erster Linie gilt: vor 

allen Dingen wenigstens keinen Schaden anrichten. 

Diesen Grundsatz finden wir in dem Gesetz über die Betriebsräte, das jetzt der Ausschußberatung 

unterliegt, vollständig gewahrt. Wir sind der Meinung, daß insbesondere das, was der Entwurf wie 

wird das rechte Einsicht in die Geschäftsführung des Unternehmers bringt, das wenigste ist, was ver-

langt werden muß. Modern denkende Unternehmer können es nur begrüßen, wenn ihre Arbeiter Ge-

legenheit erhalten, sich ein Bild davon zu machen, was dem Unternehmer zugemutet werden kann 

und was nicht. So wenig im Staat eine Rückkehr zur Monarchie möglich ist, suche wenig ist im Betrieb 

eine Rückkehr zum alten patriarchalischen System möglich. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

[25:] Wir erblicken in dem Gesetz über die Betriebsräte den Anfang einer Umbildung des Unterneh-

mertums aus einer Ausbeutenden zu einer führenden Berufs Sicht die in ihrer Führung von den ge-

führten kontrolliert wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Solche um Bildungsprozesse können sich naturgemäß nicht ganz ohne Reibung vollziehen. Die Rei-

bungsfläche wird aber verkleinert werden, wenn auf der anderen Seite die unbedingte Notwendigkeit 

dieser Einrichtung eingesehen wird. Ich glaube, die bürgerlichen Parteien täten gut, auf einen statt 
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dagegen anzukämpfen. Für uns aber wollen wir keinen Zweifel daran bestehen lassen, das für uns das 

Mitbestimmungs- und Miteinsichtsrecht der Arbeiter eine Frage von entscheidender politischer Be-

deutung ist, daß wir auf diesem Gebiet von unserem Standpunkt keinen Schritt zurückweichen kön-

nen. 

(Zustimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn nun gewisse Unternehmerkreise versichern, dieses Gesetz bedeutet den Ruin der Industrie, zu 

erinnern wir uns daran, daß von dieser Seite noch jeder sozialpolitischen Fortschritt mit dem gleichen 

Schreckensruf begleitet worden ist. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich bin der festen Überzeugung, daß die ungeheure Mehrheit der Arbeiter viel zu vernünftig und 

besonnen ist, als daß sie der Industrie ihre Existenz vernichten wollen. Unsere Industrie wird noch 

bestehen, bin einmal auch der letzte Rest des alten Herrn Geistes aus ihr verschwunden sein wird und 

sie nichts mehr kennen wird als freie, gleichberechtigte und ihrer Verantwortung bewußter Arbeits-

genossen wir sind durch den Friedensvertrag der Lohnarbeiter, der Proletarierstaat der ganzen Welt 

geworden, und darum ist es jetzt auch unsere nationale Aufgabe, Arbeiter Interessen gegen die Inte-

ressen des internationalen Kapitalismus zu vertreten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich hoffe, daß uns das zu tun auf der internationalen Arbeiterkonferenz zu Washington möglich sein 

wird, meine aber, daß wir dazu bestimmte Erklärungen über unsere Zulassung bedürfen, als sie uns 

bisher bekannt geworden sind. Die klassenbewußten Arbeiter in der Welt sind einig darüber, daß 

meint den deutschen Arbeiter nicht den Zutritt verwehren darf, woher den anderen offen steht. Wo 

aber Ueberheblichkeit des Siegers waltet, da ist nicht der geeignete Boden für die Beratung interna-

tionaler Arbeiterfragen, da würden wir nichts zu tun haben. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich komme damit auf das Gebiet der internationalen Politik. Wir haben leider auch hier die Tatsache 

zu verzeichnen, daß der Regierung ihre unendlich schwere Arbeit von ganz rechts und ganz links 

noch weiter erschwert wird. Wir leiden doch hier und da an auf zuckenden Resten des Militarismus. 

Die äußerste Linke aber befriedigt ihr agita-[24:]torisches Bedürfnis, indem sie die Dinge so darstellt, 

als hätte uns der Militarismus noch mit Haut und Haaren. Dadurch wird den Gegnern – und wir haben 

trotz des Friedensschlusses noch immer Gegner – der billige Vorwand gegeben, uns noch mehr zu 

knebeln, Als wir ohnedies schon sind. Es ist unverantwortlich, wenn die Soldaten im Kurland dazu 

aufgemuntert werden, den Befehlen der Regierung Widerstand zu leisten, und es ist ebenso unver-

antwortlich, wenn Leute nach Luzern gehen und dort behaupten, wir hätten noch 1,2 Millionen Sol-

daten unter den Waffen, und wenn sie die lächerliche Vorstellung erwecken, als könnte es von uns 

aus demnächst wieder losgehen. Dadurch ist eine Panikstimmung in Frankreich erzeugt worden, die 

für die dortigen Militaristen und Gewalt Politiker Wasser auf die Mühlen gewesen ist. Durch die 

Widerspenstigkeit der Truppen in Kurland ist eine neue internationale Krise erzeugt worden. Durch 

die Art, wie die Sache von unabhängiger Seite dargestellt und behandelt wurde, wollte sie verschärft. 

Es wurde dadurch der Eindruck hervorgerufen, als stecke die deutsche Regierung mit den Gehor-

samsverweigerungen unter einer Decke und Spiele mit ihnen ein Spiel mit verteilten Rollen. Gegen 

diese ungeheuerliche Verleumdung muß der Gegenbeweis angetreten werden und zwar nicht nur 

durch Worte, sondern auch durch die Tat. Ich richte von dieser Stelle aus im Namen meiner Partei 

Anti Soldaten in Kolan noch einmal die Aufforderung, sich ihrer Soldatenpflicht bewußt zu werden, 

sich ihrer Pflicht als Volksgenossen bewußt zu werden, sich daran zu erinnern, daß sie nicht das 

Recht haben, in Verfolgung persönlicher Ziele ihr ganzes Volk in neue Gefahren zu stürzen. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 
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Ich spreche aber zugleich aus, dass die Regierung unsere volle Unterstützung haben wird, wenn ihr 

Vernünftiges zu reden ohne Erfolg bliebe, und wenn sie dadurch genötigt würde, zu den entschiedens-

ten Maßregeln überzugehen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Im Übrigen wäre es für die Zukunft der Welt besser, Winter Militarismus nirgends üppiger wäre, also 

jetzt bei uns ist. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der französische Militarismus treibt noch immer in den besetzten Gebieten Deutschlands Politik auf 

eigene Faust, eine Politik der Zerreißung Deutschlands über den Vertrag von Versailles hinaus. Wir 

danken es unseren Genossen dort, daß sie für alle Lockungen taub, gegen alle Drohungen fest bleiben. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Sie haben das Recht auf ihrer Seite und Sie werden – des bin ich gewiß – den Standpunkt wahren, 

dass der Frieden auch dem Sieger Verpflichtungen auferlegt; denn sonst wäre es kein Frieden. Durch 

militärische Absperrungen voneinander getrennt, bleiben wir doch ein Volk, weder List noch Gewalt 

werden uns trennen! 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

[27:] Mit der Ratifikation des Friedens naht auch der Zeitpunkt, zudem die Bevölkerung weiter Ge-

biete des Deutschen Reichs sich zu entscheiden haben wird, ob sie weiter zu uns gehören will oder 

nicht. Da erwarten wir, daß jeder, der deutlich bleiben will, seine Pflicht tut, und wir freuen uns, sagen 

zu können, daß die deutschen Arbeiter, obgleich international in der Gesinnung, fest zu ihrem Volke 

stehen, während wir einen vaterlandslosen Kapitalismus sich über die Grenze flüchten sehen mit dem 

Rufe: Rette sich, wer kann. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn wir von den Volksgenossen sprechen, sie Siegermacht von uns getrennt hat oder zu trennen 

versucht, können wir auch Deutschösterreich nicht vergessen. Ihm ist das härteste Los von allen zu 

gefallen, und wir wollen uns stets dessen bewußt bleiben, dass ihm der Friedensvertrag von St. Ger-

main nur deshalb auferlegt worden ist, weil es trotz fünfzigjähriger politischer Trennung Fleisch von 

unserem Fleische, Blut von unserem Blute ist. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Zugleich hat der Uebermut der Sieger eine neue Erklärung von uns zu den längst abgegebenen ver-

langt, daß wir den Willen Österreichs, sich mit uns zu vereinigen, ohne ihre Zustimmung kein Gehör 

geben werden. Wir konnten die gewünschte Deklaration zum zweiten Absatz des Artikel 61 abgeben, 

weil wir damit nicht mehr zu tun, alles wir längst schon getan hatten, einem harten Zwange, nicht 

unserem eigenen Willen folgend. Wir vertrauen der Zukunft, die zeigen wird, daß es unmöglich ist, 

zwei rein deutsche Staatswesen, die innerlich zueinander streben, getrennt zu halten, und wir werden 

nie aufhören, den anderen Nationen das Unrecht vorzuhalten, das sie begehen, indem Sie das Selbst-

bestimmungsrecht auch Oesterreichs missachten. 

An eine gewaltsame Aenderung der Friedensverträge denkt in Deutschland kein Mensch, der seines 

Verstandes mächtig ist. Das möchte ich ganz besonders auch als einer von denen erklären, die dem 

Unterzeichnungsakt von Versailles nicht zustimmen konnten. 

Unser nächstes Ziel ist der Ausbau oder vielmehr die Aenderung des Völkerbundes zu einer Institu-

tion, die im Geiste internationaler Gerechtigkeit dem gemeinsamen Wohl aller Völker dient. 

Wir glauben an den internationalen Aufstieg der Arbeiterklasse, 
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nicht wie fantastisches Schwärmer, aber wie Männerm die schon manche bittere Enttäuschung erlebt 

haben, und die doch in den blutigen Wirrwarr des Weltgeschehens eine klare Linie erblicken, die 

aufwärts führt. Diese Linie werden wir nicht verlassen; sie zeigt auch unserem Volke den Weg. 

Ich möchte das Problem so klar wie möglich im Stellen: Jedes Volk, dem ein ähnliches Schicksal 

widerfuhr, wie dem deutschen, hat bisher sein Recht auf demselben Wege wieder gesucht, und auf 

dem es ihm verlorengegangen war. Es hat Waffen geschmiedet und Bündnisse gesucht, um mit dem 

Gewalt wiederholen zu können, was ihm mit Gewalt genommen worden war. „Niemals davon spre-

chen, immer daran denken!“ hieß die Parole nach 70/71 in Frankreich. Wir wollen wieder davon 

sprechen noch daran denken; denn [28:] der Krieg ist so grauenvoll geworden, daß er aufgehört hat, 

ein irgendwie berechtigtes Mittel der Politik zu sein, 

(sehr richtig! links.) 

und er kann auch dem Sieger nicht ersetzen, was er ihm nimmt. 

(Erneute lebhafte Zustimmung links.) 

Doch nichtsdestoweniger: wenn wir vom ersten Tage ab nach der Unterzeichnung jenes Vertrages 

auf jeden Gedanken einer gewaltsamen Revision verzichten, dann betreten wir damit einen neuen 

Weg, den vor uns kein Volk der Welt gegangen ist. 

Daraus ergibt sich aber auch für die anderen Völker die Pflicht, neue Wege zu beschreiten, wenn 

dieser Frieden ein Frieden werden soll, wie noch keiner gewesen ist, ein Frieden, der keinen neuen 

Krieg mehr bringt, dann darf er auch nicht bleiben, wieder geworden ist, 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Mit Genugtuung erinnere ich an die Entschließungen der internationalen sozialistischen Konferenz, 

die im Sommer in Luzern stattgefunden hat. Einstimmig hat sich diese sozialistische Konferenz dafür 

entschieden, daß auf die Revision dieses Friedensvertrages in allen Ländern, wo ist eine Arbeiterbe-

wegung gibt, hingearbeitet werden soll. 

Wir sehen nicht, wie Herr Clemenceau, im Frieden nur die Fortsetzung des Krieges mit anderen Mit-

teln, sondern meinen: nur wenn der Kriegs- und Siegesgeist allerwärts einer reineren Gesinnung 

weicht, wie hatten wir einen Frieden haben, der seinen Namen verdient. Diesen Frieden haben wir 

noch nicht; gehe zu schaffen, gebietet das gemeinsame Interesse der europäischen Menschheit, der 

Besiegten wieder Sieger. 

Kein Sieger ist für Jahrzehnte hinaus gegen eine Wendung des Schicksals gefeit Cortana. Das lehrt 

uns vor allem die deutsch-französische Geschichte, wo sie sich in blutigen Schnittpunkten kreuzt. 

Wenn man uns Utopisten schilt, weil wir an dem Gedanken einer Versöhnung festhalten, so antworte 

ich darauf, daß der ewig unzerstörbares Siegfrieden, der Frieden, der einem Volk für alle Zeit die 

Uebermacht über die anderen verleiht, eine viel wahrscheinlichere Utopie ist, 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

als der Gedanke eines friedlich-vernünftigen Zusammenlebens. 

(sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn Frankreich den Ruhm hält, als letztes die blutige Walstatt behauptet zu haben, und wenn wir 

den Ruhm erwerben, als Erster unser gleiches Recht auf Dasein neben den anderen Völkern Auf 

friedlichem Wege erkämpft zu haben, dann sind wir quitt. 

(Sehr richtig! links.) 

[29:] Wenn wir bereit sind, den Gedanken an die Gewalt für alle Zeit preiszugeben, so erfüllen wir 

uns zugleich bis ins Innerste mit dem Bewußtsein unseres Rechts, dass wir nicht preisgeben dürfen, 

– nicht nur in unserem eigenen Interesse, sondern im Interesse aller Völker! Den wenn sich das 
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deutsche Volk zu Sklaverei erniedrigte, so zöge ist ganz Europa mit sich herab. Erst dann ist allen 

gedient, wenn alle haben, worauf keiner verzichten kann: gleiches Recht und Freiheit. 

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 
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